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Einleitung

Vom 19. bis 22. Juni 2006 fand in Aschgabat das erste Interparlamentarische Treffen
zwischen einer Delegation aus Mitgliedern des Europäischen Parlaments und den 
politischen Instanzen Turkmenistans statt. Der Besuch war als Teil des 
Delegationsprogramms 2006 geplant worden, und seine Aufnahme in dieses 
Programm war teilweise darauf zurückzuführen, dass die turkmenischen Behörden
nachdrücklich um engere Verbindungen zur Europäischen Union ersucht hatten. 

Der Besuch fiel dann aber mit den Beratungen innerhalb des Europäischen Parlaments 
über den Vorschlag für ein Interimsabkommen über Handel und Handelsfragen 
zwischen der Europäischen Gemeinschaft und Turkmenistan zusammen. Das neue 
Abkommen würde das Abkommen zwischen der EG und der UdSSR über den Handel 
und die handelspolitische und wirtschaftliche Zusammenarbeit von 1989 ersetzen, das 
nach wie vor für die Beziehungen zwischen der EG und Turkmenistan gilt.

Das Interimsabkommen über den Handel war von der Kommission für den Zeitraum 
bis zum möglichen Inkrafttreten eines Partnerschafts- und Kooperationsabkommens 
erarbeitet worden. Es wurde 1998 paraphiert und dem Parlament von der Kommission 
im Rahmen des Konsultationsverfahrens vorgelegt. Im Anschluss an die Prüfung des 
Abkommens im Parlament wurde eine endgültige Entscheidung darüber aufgrund der 
schlechten Menschenrechtslage und der politischen Unterdrückung in Turkmenistan 
ausgesetzt. 

Diese Lage blieb mehrere Jahre unverändert bestehen. Nach einer weiteren 
Aussprache im Parlament kam der Prozess jedoch wieder in Gang, und der Ausschuss 
für internationalen Handel (Berichterstatter: Daniel CASPARY, EVP-ED, 
Deutschland) wurde aufgefordert, den Entwurf einer legislativen Entschließung zu 
dem Abkommen zu erarbeiten. Der Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten 
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(Berichterstatter: Panagiotis BEGLITIS (SPE, Griechenland) wurde ersucht, zu dem 
Vorschlag Stellung zu nehmen. Im März 2006 stimmten beide Ausschüsse für das 
Abkommen, und der Entwurf einer legislativen Entschließung wurde dem Plenum zur 
endgültigen Abstimmung vorgelegt.

Aufgrund der heftigen Kontroverse über den repressiven Charakter des turkmenischen 
Regimes fand die Abstimmung im Plenum noch nicht statt. Daher bot der Besuch der 
Delegation den Mitgliedern Gelegenheit, Informationen aus erster Hand über die Lage 
in Turkmenistan zu erhalten und mit einem möglichst breiten Spektrum der 
wichtigsten Akteure zusammenzukommen.

Bei den Beratungen ging es insbesondere darum, welche Strategie gegenüber der 
turkmenischen Regierung anzuwenden sei und inwieweit es wünschenswert wäre, das 
Interimsabkommen über den Handel zu unterstützen. Diejenigen, die sich für das 
Abkommen aussprachen, führten gemeinhin das Argument ins Feld, dass eine
allgemeine Politik der Isolierung gegenüber Aschgabat keinerlei positive Ergebnisse 
erbracht hätte und dass es notwendig wäre, sich mit den turkmenischen Behörden
verstärkt auseinanderzusetzen. Sie verwiesen auf Artikel 1 des Abkommens, nach 
dem beide Seiten Demokratie und Menschenrechte zu achten haben. Darüber hinaus 
stellten sie fest, dass von Aschgabat einige positive Signale ausgegangen seien, so 
zum Beispiel Reformen wie die Abschaffung der Todesstrafe und das Gesetz gegen 
die Kinderarbeit. Die Gegner des Abkommens machten geltend, dass die 
turkmenische Regierung nach wie vor zu den repressivsten Regierungen der Welt 
gehöre und dass es ein völlig falsches Signal bedeute, derzeit ein Handelsabkommen 
anzubieten. Sie stellten fest, dass die EU-Politik gegenüber Belarus im Gegensatz 
dazu von verstärkter Isolation und Sanktionen geprägt war.

Ein weiterer Faktor, der nicht außer Acht gelassen werden dürfe, seien die 
beträchtlichen Öl- und Gasreserven Turkmenistans, obgleich des Interimsabkommen 
sich nicht auf den Handel in diesen Bereichen erstreckt. Auch Russland und China 
seien wegen dieser Energieressourcen eifrig bemüht, enge wirtschaftliche 
Beziehungen zu Turkmenistan aufrechtzuerhalten. Neben der bestehenden Pipeline 
nach Russland gebe es Pläne für eine Reihe weiterer Rohrleitungen von Turkmenistan 
unter anderem nach China und über Afghanistan nach Pakistan sowie ein Projekt für 
eine transkaspische Pipeline.

Delegationsleiter war Albert MAAT (EVP-ED, Niederlande), Stellvertretender 
Vorsitzender der Delegation des Europäischen Parlaments für die Beziehungen zu 
Turkmenistan. Eine vollständige Liste der Delegationsteilnehmer ist im Anhang 
beigefügt.

Vorbereitung

Am 1. Juni 2006 fand ein erstes Treffen mit dem Botschafter Turkmenistans, Herrn 
Kakadjan MOMMADOW, statt. Anschließend führte Herr Robin LIDDELL von der 
Kommission am 14. Juni 2006 in Straßburg eine Informationsveranstaltung für die 
Delegationsmitglieder durch. Ferner wurden Informationsunterlagen erarbeitet. Die 
Dienststellen des Europäischen Parlaments verfassten ein Strategiepapier, das 
Hintergrundinformationen zur derzeitigen Lage in Turkmenistan enthält.
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Die Delegation übersandte den turkmenischen Behörden ein offizielles Schreiben, in 
dem sie um Treffen mit führenden Regierungsmitgliedern einschließlich Präsident 
NIJASOW ersuchte. Wesentlich erleichtert wurden die Vorbereitungen für den 
Besuch durch die Unterstützung des Vertreters des EU-Vorsitzes, Herrn Hans 
MONDORF, deutscher Botschafter in Aschgabat, und des Leiters des TACIS-Büros 
in Turkmenistan, Herrn Michael WILSON. Ihnen und ihren Mitarbeitern gebührt 
Dank dafür, dass sie Fragen im Zusammenhang mit dem Programm und logistische 
Fragen mit den turkmenischen Behörden geklärt haben.

19. Juni 2006

Am Vormittag besuchte die Delegation das Nationalmuseum Turkmenistans.

Arbeitsessen mit den EU-Botschaftern

An dem Treffen nahmen die Botschafter Deutschlands, des Vereinigten Königreichs 
und Rumäniens sowie der Geschäftsträger der französischen Botschaft teil. Darüber 
hinaus war der Leiter des TACIS-Büros anwesend.

Es wurde festgestellt, dass der Dialog zwischen der EU und den turkmenischen 
Behörden „unkoordiniert, aber konzentriert“ sei. Am 1. Juni habe eine Tagung des 
Gemischten Ausschusses Handels- und Kooperationsabkommen EG-Turkmenistan 
stattgefunden, die Ad-hoc-Sitzungen zum Thema Menschenrechte eingeschlossen 
habe. Für den 24. bis 26. Juni seien mehrere OSZE-Treffen geplant. Zufällig habe das 
Europäische Parlament im selben Monat eine Delegation entsandt.

Durch den versuchten Staatsstreich von Oppositionskräften im Jahr 2002 sei das 
turkmenische Regime zeitweise in die Isolation geraten, aus der es sich nach und nach 
befreie. Das deutlichste Zeichen hierfür sei das Schreiben von Präsident Nijasow an 
Romano Prodi Ende 2003, in dem er den Wunsch seines Landes nach engeren 
Verbindungen bekundete. In den 1990er-Jahren habe es eine Annäherung gegeben, 
die jedoch nicht weiter ausgebaut wurde, weil sich Aschgabat mehr von der EU 
erhofft habe als diese geben konnte. Maßgeblich für die Erneuerung der Beziehungen 
seien die gewachsene Bedeutung der Energie und die potenziellen Reserven 
Turkmenistans gewesen. Gasprom habe mit Blick auf die Energiereserven des Landes 
nach wie vor eine Monopolstellung inne. Die Ukraine sei ein weiterer Abnehmer. Sie 
müsse jedoch sämtliche Gasimporte über russisches Territorium leiten.

Die USA setzten sich nachdrücklich für eine transkaspische Pipeline ein, damit die 
turkmenischen Energieexporte nicht über russisches Hoheitsgebiet fließen müssen. 
Dieses Vorhaben werde jedoch durch das Fehlen eines Abkommens über territoriale 
Fragen behindert. Auch sei China als neuer Akteur in der Region auf den Plan
getreten, in der Absicht, so viel turkmenische Energie wie möglich zu importieren. 
Eine transafghanische Pipeline sei aufgrund der mangelnden Stabilität in Afghanistan 
auf längere Zeit nicht wahrscheinlich. In derselben Woche weilte eine hochrangige 
Delegation von Gasprom in Turkmenistan, um einen neuen Preis für turkmenisches 
Gas auszuhandeln.
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Die meisten Diplomaten vertraten die Auffassung, dass die Ratifizierung und 
Umsetzung des Interimsabkommens über den Handel ein positiver Schritt wäre. Es 
wurde generell für wichtig erachtet, Aschgabat eine Alternative zu Russland, China 
und den USA zu bieten. Einige Fragen blieben offen, so zum Beispiel die, ob 
Turkmenistan weit genug gegangen sei, um die Ratifizierung des Abkommens zu 
gewährleisten, und ob es angemessen wäre, striktere Vorbedingungen mit Blick auf 
die Achtung der Menschenrechte festzulegen. Ein Sprecher betonte, dass die EU eine 
moralische Dimension habe und dass es wichtig sei, das Thema Menschenrechte und 
Demokratie immer wieder anzusprechen. Darüber hinaus wurde die Ansicht geäußert, 
dass sich die EU in der Vergangenheit mehr mit den Turkmenen hätte befassen sollen.

Auf dem Gebiet der Menschenrechte habe es positive Schritte gegeben, so zum 
Beispiel die Abschaffung der Ausreisevisa. Bedenken gebe es vor allem in Bezug auf 
Bereiche wie das Bildungswesen, etwa die Tatsache, dass für junge Menschen nach 
einer siebenjährigen Schulbildung eine zweijährige Berufserfahrung vorgeschrieben 
ist. Wie man hört, hat dies zu enormer Korruption im Zusammenhang mit der 
Ausstellung von Arbeitsbescheinigungen geführt. Nur 3 % der Bevölkerung 
absolvierten ein Universitätsstudium, das auf zwei Jahre begrenzt sei. (Im Gegensatz 
dazu investiere Usbekistan 1 Milliarde $ in einen Fünfjahrplan zur Anhebung des 
Bildungsstandards). Es wurde festgestellt, dass die Kommission diese Bedenken in 
Bezug auf den Bildungsstandard anlässlich der jüngsten Tagung des Gemischten 
Ausschusses zur Sprache gebracht hatte.

Erhebliche Besorgnis wurde aufgrund der Beschränkungen geäußert, die den Medien 
auferlegt werden, und es wurde festgestellt, dass lediglich drei oder vier staatlich 
geförderte Zeitungen zugelassen sind. Dies werde jedoch in gewissem Maße durch die 
große Verbreitung von Satellitenschüsseln ausgeglichen, die es den Menschen 
ermöglichten, bis zu 400 Kanäle zu empfangen. Kürzlich seien die Einschränkungen 
für die Religionsausübung einiger Sekten - neben den bereits zugelassenen 
sunnitischen Muslimen und Russisch-Orthodoxen - aufgehoben worden. Es sei jedoch 
nach wie vor fraglich, ob es möglich sei, religiöse Einrichtungen außerhalb von 
Aschgabat anzumelden. Ein positiver Schritt sei die Lockerung der Rechtsvorschriften 
über die Registrierung von NRO, die nunmehr theoretisch möglich sei.

Weitere Themen betrafen unter anderem Berichte über die Schließung von 
Bibliotheken und Krankenhäusern in den Provinzen. Die Delegation wurde davon in 
Kenntnis gesetzt, dass in der Tat eine beträchtliche Zahl von Bibliotheksbüchern 
vernichtet worden sei; dabei habe es sich jedoch um alte Bücher aus der Zeit der 
Sowjetherrschaft gehandelt, die sich in einem schlechten Zustand befunden hätten. Es 
wurde eingeräumt, dass die medizinische Versorgung in den Provinzen ebenfalls in 
einem sehr schlechten Zustand sei und dass viele Menschen es ablehnten, sich in 
Provinzkrankenhäusern operieren zu lassen. Es sei Geld für moderne Ausrüstungen
ausgegeben worden, aber man habe es versäumt, genügend Mitarbeiter für deren
Bedienung auszubilden. Die Beziehungen Turkmenistans zu anderen 
zentralasiatischen Ländern seien nicht sehr eng und die regionale Zusammenarbeit sei 
sehr begrenzt. Der bilaterale Dialog biete eine größere Chance, Fortschritte zu 
erzielen.
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Bei diesem Treffen - und den nachfolgenden Treffen mit den Botschaftern - wurde 
darüber diskutiert, welches während des derzeitigen Delegationsbesuchs der 
geeignetste Weg für den Umgang mit den turkmenischen Behörden sei und wie das 
Thema Menschenrechte angesprochen werden sollte.

Treffen mit der Botschafterin der Vereinigten Staaten, I. E. Tracey JACOBSON

Frau Jacobson stellte fest, dass die USA in Turkmenistan vor allem in vier 
Politikbereichen tätig seien: Demokratie und Menschenrechte, Wirtschaftsfragen, 
Sicherheit und Gesundheit. Washington arbeite mit dem Regime dort zusammen, wo 
geringfügige Verbesserungen erzielt werden könnten. Präsident Nijasow reagiere, was 
die Beziehungen zu den USA betreffe, sensibel. Die EU könne in Turkmenistan an 
Ansehen gewinnen, wenn sie das Abkommen ratifiziere und umsetze, aber sie müsse 
auch Eckpunkte festlegen, um die Fortschritte in Richtung auf die Achtung von 
Demokratie, Menschenrechten und Religionsfreiheit zu messen.

Die Regierung der USA setze sich für demokratische Reformen ein, und in 
bestimmten Bereichen seien bereits Erfolge zu verbuchen, so zum Beispiel bei der 
Aufhebung der Visaregelung. Darüber hinaus sei einigen religiösen Gruppen die 
Registrierung ermöglicht worden. Die Zivilgesellschaft stehe jedoch nach wie vor 
unter starkem Druck. Frau Jacobson bestritt, dass das Engagement der USA für die 
Menschenrechte nachgelassen habe; ihre Regierung bringe beispielsweise weiterhin 
die Angelegenheit von Maria Iklimova, der Tochter des ins Exil verbannten 
Oppositionsführers, zur Sprache.

Die USA versuchten, in einem Land, in dem 75 % der Wirtschaft in den Händen des 
Staates liegen, kleine und mittlere Unternehmen zu fördern. Öl und Gas seien erst 
dann zu einem bedeutenden politischen Thema geworden, nachdem Russland die 
Lieferungen in die Ukraine zeitweise eingestellt habe. Die USA zielten darauf ab, die 
Energielieferungen zu diversifizieren. Gegenwärtig verkaufe Turkmenistan sein Gas 
an Russland zu einem Preis von 65 $ pro 1000 Kubikmeter. Das Land beabsichtige 
jedoch, den Preis auf 100 $ anzuheben. Gasprom berechne Westeuropa 230 $ bis
280 $. Die Einzelheiten zur Pipeline nach China seien noch nicht geklärt worden, und 
mit Blick auf eine Pipeline durch Afghanistan gebe es Sicherheitsprobleme. Der 
tatsächliche Umfang der Energiereserven des Landes sei niemals im Rahmen einer 
unabhängigen Prüfung ermittelt worden. Die US-Regierung befürworte mehrere 
Pipelines, und es sei wichtig, dass sie für den privaten Sektor attraktiv seien. Russland 
hingegen sei gegen alternative Pipelines und werde wahrscheinlich Bedenken im 
Hinblick auf den Umweltschutz geltend machen.

Die Grenzen zum Iran und zu Afghanistan stellten für Turkmenistan 
Sicherheitsprobleme dar, und es gebe ernsthafte Schwierigkeiten im Zusammenhang 
mit Menschenhandel und Drogenschmuggel. Einschlägigen Zahlen zufolge seien 
50 % der männlichen Landbevölkerung heroinabhängig. Es gebe keinen 
Militärstützpunkt der USA in Turkmenistan, vor allem weil Aschgabat eine klare 
Neutralitätspolitik verfolge. Bei allen Berichten über solche Stützpunkte gehe es 
darum, vorsätzlich Falschinformationen in Umlauf zu bringen.
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Mit Blick auf die Volksgesundheit seien die USA vor allem über Tuberkulose und 
HIV beunruhigt. In der Presse dürften keine schlechten Nachrichten verbreitet 
werden, und es sei sehr schwierig, gezielt Hilfe zu leisten, wenn man nicht über das 
Problem sprechen dürfe.

Treffen mit dem Botschafter der Türkei, S. E. Hakki AKIL

Herr Akil wies darauf hin, dass die EU auf Demokratie abzielen sollte. Sie müsse 
ihren Ansatz jedoch Schritt für Schritt verfolgen und müsse sich darüber klar werden, 
was im derzeitigen Klima realistisch sei. Seine Regierung bringe stets einzelne 
Menschenrechtsfälle zur Sprache und versuche, die turkmenischen Behörden davon 
zu überzeugen, dass sie ihr Land nicht isolieren sollten. Er stellte fest, dass alle 
wichtigen Entscheidungen vom Präsidenten abhingen und dass es keine regulären 
Minister im westlichen Sinne gebe. Der Präsident messe Aschgabat als Symbol der 
neuen turkmenischen Nation große Bedeutung bei.

Der Botschafter betonte die Notwendigkeit, Kohlenwasserstoffe aus Turkmenistan ins 
Ausland zu transportieren und Alternativen zu den Beförderungswegen von Gasprom
zu finden. Die regionale Zusammenarbeit spiele in dieser Hinsicht eine maßgebliche 
Rolle. Darüber hinaus wies er darauf hin, dass Gasprom von Turkmenistan Gas zu 
einem sehr niedrigen Preis kaufe und es zu einem wesentlich höheren Preis an die EU 
verkaufe.

Die Türkei beliefere Turkmenistan mit Textilmaschinen. Einige westliche 
Unternehmen wie Mercedes tätigten ihre Geschäfte über türkische Subunternehmer, 
die anschließend in Turkmenistan tätig würden.

Im Bereich des Bildungswesens bestehe eine enge Zusammenarbeit zwischen seinem 
Land und Turkmenistan. So studierten etwa 10 000 turkmenische Studenten in der 
Türkei. Darüber hinaus gebe es eine Reihe von türkischen Schulen in Turkmenistan, 
an denen Studenten Englisch lernten, bevor sie als Stipendiaten in die USA gingen.

Treffen mit Herrn Dieter MATTHEI, Political Officer der OSZE

Herr Matthei und seine Kollegen vermittelten einen Überblick über die Tätigkeit der 
OSZE auf ihren drei Arbeitsgebieten - der politischen, der 
wirtschaftlichen/ökologischen und der menschlichen Dimension. Er stellte fest, dass 
die turkmenische Regierung die Zusammenarbeit auf der Regierungsebene 
angesiedelt haben möchte und jeglichen Kontakt zur Zivilgesellschaft und zu nicht 
registrierten NRO beschränke. Die OSZE sehe sich bei ihrer Arbeit mit 
Einzelpersonen, die eingeschüchtert würden, mit erheblichen Hindernissen 
konfrontiert.

Es gebe im Lande keine politische Opposition, und die Medien stünden vollständig 
unter Kontrolle. Vetternwirtschaft und Korruption florierten, und es gebe nur 
unzureichenden rechtlichen Schutz. Viele Menschen würden unter fingierten
Anklagen ins Gefängnis gebracht, und es gebe einige dokumentierte Fälle von Folter.
Die Behörden betrachteten diejenigen, die nach dem Putschversuch von 2002 
gefangen genommen wurden, als „Vaterlandsverräter“ und gewährten ihnen keinerlei 
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Zugang zu ausländischen Stellen. Es seien einige Schritte zur Bekämpfung des 
Drogenhandels unternommen worden, doch gebe es ein schwerwiegendes 
Drogensuchtproblem.

Die Beziehungen zu den Vereinten Nationen hätten für die turkmenische Regierung 
Priorität, weil diese Organisation als wichtigster Garant für die Unabhängigkeit und
Sicherheit des Landes betrachtet werde. Die Beziehungen zwischen Russland und 
Turkmenistan seien von der gegenseitigen wirtschaftlichen Notwendigkeit getragen, 
aber Aschgabat sei nicht in die GUS-Strukturen eingebunden und habe seit 2005 
lediglich den Status eines assoziierten Mitglieds. Das Verhältnis zu Usbekistan habe 
sich normalisiert, und Turkmenistan unterhalte freundschaftliche Beziehungen zum 
Iran. Die wirtschaftlichen Beziehungen zu China seien gut und beim Aufbau von 
Verbindungen zu Japan seien Fortschritte erzielt worden.

Treffen mit Herrn Alexander LETOSCHOW, Erster Sekretär der russischen 
Botschaft

Herr Letoshow stellte fest, dass Russland mit Turkmenistan auf mehreren Ebenen 
zusammenarbeite. Er betonte, dass es wichtig sei, Aschgabat in einen konstruktiven 
Dialog einzubeziehen und die Besonderheiten des Landes anzuerkennen. Die Herren 
Putin and Nijasow sprächen regelmäßig miteinander.

Seine Regierung sei insbesondere besorgt wegen der Lage der russischsprachigen 
Minderheit, die nur in begrenztem Maße Bildungsmöglichkeiten in ihrer 
Muttersprache hätte. Er stellte fest, dass zur Sowjetzeit die Sekundarschulbildung 
sowie die Hoch- und Fachschulbildung in russischer Sprache erteilt wurde und 
nunmehr eher das Gegenteil der Fall sei. Daher gehörten etwa 60 % der Personen, die 
das Land seit 1991 verlassen haben, der russischsprachigen Bevölkerungsgruppe an. 
Letztere bestehe derzeit in Turkmenistan wahrscheinlich aus etwa 150 000 bis
200 000 Personen.

Herr Letoschow erklärte, keine Informationen über die laufenden Gespräche zwischen 
Gasprom und den turkmenischen Behörden zu haben. Seine Regierung erkenne an, 
dass jeder souveräne Staat das Recht habe, Pipelines zu bauen, wo immer er wolle, 
vertrete aber die Ansicht, dass diese wirtschaftlich tragfähig sein und nicht auf 
politischem Kalkül beruhen sollten.

20. Juni 2006

Treffen mit dem Außenminister, Herrn Rashid MEREDOW

Herr Meredow wies darauf hin, dass Turkmenistan engere Beziehungen zur EU 
wünsche, und nahm Bezug auf das Schreiben, das Präsident Nijasow zu diesem 
Zweck an Herrn Prodi gerichtet hatte. Er hob die zunehmenden Handelsbeziehungen 
mit EU-Mitgliedstaaten und die aktive Zusammenarbeit im Rahmen des TACIS-
Programms hervor. Die Tagung des Gemischten Ausschusses Anfang des Monats sei 
ebenfalls konstruktiv gewesen. Er signalisierte, dass seine Regierung zu einem 
offenen Dialog über humanitäre Fragen bereit sei.
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Die Delegation des Europäischen Parlaments unterstrich die Bedeutung von Dialog 
und Zusammenarbeit in Bereichen wie dem Handel. Die Delegationsmitglieder
wiesen darauf hin, dass sie mehr über die Lage in Turkmenistan erfahren möchten und 
dass sich die Beziehungen in einem sehr frühen Stadium befänden.

Herr Meredow berichtete, dass kürzlich turkmenische Delegationen nach Frankreich 
und Schweden gereist seien und sich dort mit Parlamentsmitgliedern getroffen hätten. 
Turkmenistan betreibe bereits Handel mit 85 Ländern, und das Handelsvolumen 
betrage seit der Unabhängigkeit insgesamt 56 Milliarden $, von denen 32 Milliarden $
auf Ausfuhren und 24 Milliarden $ auf Einfuhren entfielen. Der Handel mit der EU 
mache 22 % des gesamten turkmenischen Handels aus. Er betonte, dass das Land mit 
Blick auf eine umfassendere Integration in die Weltwirtschaft seine soziale und 
wirtschaftliche Infrastruktur geändert habe. Es erhöhe seine Öl- und Gasproduktion 
und entwickle darüber hinaus seine Textilindustrie und den Landwirtschaftssektor. 
Auch der Verkehrssektor werde weiterentwickelt, insbesondere durch modernere 
Flugzeuge und Flughäfen und neue Straßen und Eisenbahnstrecken.

Die Delegation des Europäischen Parlaments stimmte zu, dass Handels- und 
Wirtschaftsbeziehungen sehr wichtig seien, betonte aber, dass einer umfassenden 
Diskussion und Zusammenarbeit in Fragen wie den Menschenrechten ebenfalls große 
Bedeutung zukomme. Darüber hinaus unterstrichen die Delegationsmitglieder die 
gemeinsamen Interessen beider Seiten, z. B. in Bereichen wie Sicherheit und Energie.

Herr Meredow hob die Bedeutung der Zusammenarbeit im Energiebereich hervor und 
wies darauf hin, dass der derzeitige Vertrag mit Gasprom über turkmenisches Gas, der 
eine Laufzeit von sechs Monaten habe, beinahe abgelaufen sei und dass die Gespräche 
zur Festlegung eines neuen Preises noch im Gange seien. Bislang habe man noch 
keine Einigung erzielt.

Die Delegation des Europäischen Parlaments betonte nochmals die Notwendigkeit 
eines Dialogs zur Vermeidung von Fehlinformationen und die Bedeutung gut 
ausgebildeter Menschen sowie der Sicherheit im Rechtssystem. Ferner müssten die 
Beziehungen zwischen der EU und Turkmenistan auf der Achtung der 
Menschenrechte aufbauen.

Herr Meredow bat um eine kurze Pause und wiederholte anschließend, dass seine 
Regierung bereit sei, eine Zusammenarbeit in allen Bereichen aufzubauen. Er betonte, 
dass die Sicherheit für die Region ein wichtiges Thema sei und dass Turkmenistan 
aktiv an allen Prozessen zur Förderung des Friedens beteiligt sei. Er unterstrich, dass 
die Neutralität seines Landes keine Isolation bedeute, und wies darauf hin, dass 
Aschgabat 2001 der Anti-Terror-Koalition beigetreten sei. Sein Land sei aktiv am 
Kampf gegen den Drogenhandel beteiligt. Die Grenzschutzbeamten seien 
entsprechend ausgebildet worden und würden auf diesem Gebiet alle möglichen 
Maßnahmen treffen. Dies habe dazu geführt, dass eine wachsende Zahl von 
Schmugglern festgenommen wurde und dass vor drei Wochen 1756 Kilogramm
Drogen öffentlich vernichtet werden konnten. Aschgabat arbeite auf diesem Gebiet 
eng mit der OSZE, der UNO und der EU zusammen.
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Die Delegation des Europäischen Parlaments begrüßte nachdrücklich die Position der 
turkmenischen Regierung zum Terrorismus und bekräftigte die Notwendigkeit eines 
stetigen Engagements in allen Bereichen einschließlich der Menschenrechte. Sie 
äußerte erneut den Wunsch, Präsident Nijasow zu treffen und diese Diskussion 
fortzuführen.

Im Anschluss an dieses Treffen hatten die Mitglieder des Europäischen Parlaments 
Jonas SJOSTEDT und Glyn FORD ein getrenntes Gespräch mit Herrn Meredow über 
humanitäre Fragen, insbesondere über den Fall Maria IKLIMOVA.

Treffen mit dem Vorsitzenden des Majilis (Parlament), Vizepremier Owesgeldi 
ATAJEW

Herr Atajew wies darauf hin, dass Turkmenistan ein junger Staat sei, der nach der 
Erlangung der Unabhängigkeit von Russland, an das er seit 1881 gebunden gewesen 
war, schwierige Zeiten durchgemacht habe. Das Land habe jedoch ein 
beeindruckendes Wirtschaftswachstum erreicht und sei dabei, eine auf geeigneten 
rechtlichen Rahmenbedingungen beruhende Marktwirtschaft aufzubauen. Der Besuch 
der Delegation sei eine gute Gelegenheit für beide Seiten, sich kennen zu lernen.

Der Vizepremier betonte, dass alle Entwürfe für Rechtsvorschriften dem Institut für 
Demokratie und Menschenrechte übermittelt würden, das prüfe, ob die Vorschläge 
mit internationalen Standards vereinbar sind. Auf eine Frage zur Mehrparteienpolitik 
machte Herr Atajew geltend, dass es unterschiedliche Auffassungen darüber gebe, 
was Demokratie und Menschenrechte bedeuten. Er betonte, dass Demokratie nicht 
bedeute, tun zu können, was man wolle, und dass die Menschenrechte nicht dazu 
führen dürften, den bestehenden Rechtsrahmen außer Acht zu lassen. Geltende
Gesetze müssten eingehalten werden. Dem Majilis sei der Haushaltsentwurf vorgelegt 
worden, nach dem 60 bis 65 % der Haushaltsmittel für Sozialausgaben bereitgestellt 
werden sollten. Man versuche die Verwaltungskosten zu senken. Es gebe nur noch 
vier Steuerarten oder „administrative Gebühren“ und die Unternehmenssteuer belaufe 
sich auf 2 %.

Institut für Demokratie und Menschenrechte, Außenminister MEREDOW

Die Delegation setzte ihre Diskussion mit Herrn Meredow und anderen Vertretern des 
Instituts für Demokratie und Menschenrechte fort.

Den Delegationsmitgliedern wurde erklärt, dass das Institut die Beschwerden von 
Bürgern prüfe und Beratungsdienste erbringe. Es beobachte ausländische 
Rechtsvorschriften und stelle sicher, dass die nationalen Rechtsvorschriften mit diesen 
vereinbar sind. Für Bildungsmaßnahmen seien das Zentrum für humanitäres Recht 
und das Zentrum für Menschenrechte zuständig; beide Einrichtungen führten 
Seminare und Workshops durch. Die jüngste Gesetzgebung, in die das Institut 
eingebunden gewesen sei, umfasse das Gesetz über die Abschaffung der Todesstrafe 
und das Verbot der Durchsuchung von Privatwohnungen.
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Es gebe eine enge Zusammenarbeit mit der OSZE, dem Entwicklungsprogramm der 
Vereinten Nationen (UNDP) und UNICEF. Insbesondere wurde darauf hingewiesen, 
dass der für Minderheitenrechte zuständige Stellvertreter des UN-Hochkommissars 
das Land besucht habe. Herr Meredow erklärte, dass es keine Probleme mit der 
russischen Minderheit oder mit anderen Minderheiten gebe und dass die 
Nichtdiskriminierung in der Verfassung verankert sei.

Sachverständige des UNHCR hätten bei der Erarbeitung der neuen Gesetze über die 
Religionsfreiheit Unterstützung geleistet. Dies habe zunächst zur Registrierung von 
vier „nicht traditionellen“ religiösen Sekten (Baptisten, Siebenten-Tags-Adventisten 
und Baha’i) geführt; später seien fünf weitere religiöse Sekten registriert worden. 
Auch nicht registrierte religiöse Aktivitäten seien entkriminalisiert worden.

Von den übrigen in jüngster Zeit verabschiedeten Rechtsvorschriften wurden 
insbesondere die Konvention gegen rassistische Diskriminierung und die Konvention 
für den Schutz der Rechte von Frauen und Kindern erwähnt. In Artikel 18 der 
Verfassung seien die Rechte der Frauen verankert, obgleich es keine 
Geschlechterquoten gebe. Es gebe keine „schwarze Listen“ von Bürgern, die das Land 
verlassen, und die Bürger brauchten kein Ausreisevisum. Unter bestimmten 
Umständen sei die vorübergehende Ausreise jedoch nicht gestattet, so zum Beispiel 
im Zusammenhang mit der Beitreibung von Schulden, mit dem obligatorischen 
Militärdienst oder wenn gegen eine Person strafrechtliche Ermittlungen liefen.

Das Institut habe an der Erarbeitung von Rechtsvorschriften für die 
Kommunalwahlen, die am 23. Juli 2006 stattfinden, und für die für Dezember 2006 
anberaumten Distriktswahlen mitgearbeitet. Die „Hakims“, d. h. die Vorsitzenden der 
gesetzgebenden Distriktkörperschaften würden im Rahmen von 
Mehrkandidatenwahlen gewählt; in der Vergangenheit seien sie vom Präsidenten 
ernannt worden. Das Institut würde die Wahlen beobachten.

Der Außenminister erklärte die Berichte über die Festnahme von vier im Untergrund 
tätigen Menschenrechtsaktivisten am vorangegangenen Freitag für unzutreffend. Die 
Festgenommenen seien in rechtswidrige regierungsfeindliche Aktivitäten verwickelt 
gewesen, und der Fall habe nichts mit Menschenrechten zu tun.

Herr Meredow bezeichnete es als wichtig, sich im Land selbst ein Bild von der Lage 
zu machen anstatt sich auf unzutreffende Berichte zu verlassen. Der turkmenische 
Außenminister in Aschgabat könne sich mit Menschenrechtsbelangen direkt befassen.

Die Delegation des Europäischen Parlaments hob vier Punkte hervor:
1. Freie Wahlen in Anwesenheit internationaler Beobachter
2. Religionsfreiheit
3. Eine laufende Debatte und Kontakte zwischen dem Europäischen Parlament und 

der turkmenischen Regierung zu Menschenrechtsfragen
4. Eine Reform des Bildungssystems

Treffen mit dem Minister für Öl, Gas und natürliche Ressourcen, Herrn 
Gurbanmyrat ATAJEW
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Herr Atajew gab einen Überblick über die gewaltigen Onshore- und Offshore-Öl- und 
-Gasvorkommen Turkmenistans und betonte, dass deren Umfang von internationalen 
Gesellschaften in angemessener Weise geprüft wurde. Er verwies auf die Pläne seiner 
Regierung, das bestehende Pipelinenetz zu erweitern. Gemäß der Vereinbarung mit 
China würde Turkmenistan im Zeitraum 2009 bis 2039 Gas im Umfang von 
30 Milliarden Kubikmetern liefern. Eine ähnlich große Menge Gas würde über 
Afghanistan nach Pakistan transportiert. Die transkaspische Pipeline befinde sich 
noch im Forschungs- und Entwicklungsstadium.

Die Delegation wies darauf hin, dass das Vorhandensein von Öl und Gas sich für viele 
Länder wegen der in ihrem Fahrwasser begangenen Verbrechen und der Korruption 
als Handikap erwiesen habe. Die Delegationsmitglieder betonten die Notwendigkeit 
uneingeschränkter Transparenz und einer lückenlosen Rechnungsführung über Preise 
und Produktion. Herr Atajew antwortete, das Institut für Statistik stelle hierzu
umfassende Informationen bereit.

Der Minister schilderte den Stand der Verhandlungen mit Gasprom und erklärte, dass 
die turkmenische Regierung vorgeschlagen habe, den Gaspreis im zweiten Halbjahr 
2006 von 60 $ auf 100 $ pro tausend Kubikmeter anzuheben. Er räumte ein, dass 
Gasprom dasselbe Gas an Westeuropa für 230 $ oder mehr weiterverkaufe und 
äußerte nachdrücklich den Wunsch nach direkten Gastransportverbindungen zur EU.

Am Abend nahm die Delegation an einem vom TACIS-Büro gegebenen Abendessen 
teil.

21. Juni 2006

Am Morgen besuchten die Delegationsmitglieder die Kiptschak-Moschee, in der 
Familienmitglieder von Präsident Nijasow bestattet sind. Anschließend besichtigten
sie die ehemalige Hauptstadt des Partherreichs, Alt-Nisa, und unternahmen eine Fahrt
durch die Hügel von Archabil.

Am frühen Nachmittag besuchten die Delegationsmitglieder ein Konzert „anlässlich 
des 14. Jahrestags der Wahl von Präsident Saparmurat Turkmenbashi des Großen“.

Treffen mit der Erziehungsministerin, Frau Shemshat ANNAGILIJOWA, und 
Mitarbeitern der Universität Turkmenistans

Die Delegationsmitglieder wurden über die Arbeit der Universität und die 
Unterstützung informiert, die diese im Rahmen des TACIS-Programms erhalten hat, 
unter anderem bei der Umstellung der Bibliotheksdienste auf EDV. Es wurde 
festgestellt, dass es 16 Hochschulen mit insgesamt 16 000 Studenten gebe. All diese 
Einrichtungen verfügten über Internetanschluss und es gebe ein UNDP-Programm für 
den Anschluss von Schulen an das Internet. Viele Studenten gingen ins Ausland, in 
Länder wie Russland, Rumänien, China und die Ukraine. Auch Fachleute für die Öl-
und Gasproduktion studierten im Ausland.
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Die Ministerin vertrat die Auffassung, dass es ein positiver Schritt gewesen sei, die 
obligatorische Schulbildung auf die Dauer von neun Jahren zu begrenzen, und sie 
verwies auf den Erfolg turkmenischer Schüler bei internationalen Olympiaden. Nach 
neun Jahren absolvierten die Schüler vor der Aufnahme eines Hochschulstudiums 
eine berufspraktische Erfahrungszeit in einem von ihnen selbst gewählten Bereich. In 
der Vergangenheit hätten sie sich bei der Wahl des Studienganges gewöhnlich nach 
den Wünschen der Eltern gerichtet, während sie nach einer zweijährigen 
berufspraktischen Erfahrungszeit besser in der Lage seien, eigene Entscheidungen zu 
treffen.

Darüber hinaus wurde bei dem Treffen unter anderem die Zusammenarbeit zwischen 
Turkmenistan und ausländischen Wissenschaftlern in Bereichen wie der Wissenschaft 
und der Archäologie erörtert. Ausländische Abschlüsse angesehener Einrichtungen 
würden anerkannt, sofern die Studenten gewisse sprachliche Standards erfüllten und 
sich einer staatlichen Prüfung unterzögen.

Frau Annagilijowa machte geltend, dass das Studium der Ruhnama den Kindern
Kenntnisse über Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft vermittele und dass das 
Buch nicht aus dem Bildungssystem wegzudenken sei. Turkmenistan sei jedoch kein 
religiöser Staat und die Ruhnama dürfe nicht mit Religion verwechselt werden.

Treffen mit Dr. Orasmamed WASOW, Oberster Rat für Wissenschaft und 
Technologie

Dr. Wasow erklärte den Delegationsmitgliedern, dass es sich beim Obersten Rat um 
eine öffentliche Einrichtung handele, die 1993 gegründet worden sei. Der Oberste Rat 
fördere Wissenschaft und Technologie und sei in Bereichen wie der Bekämpfung von 
Wüstenausbreitung und Entwaldung tätig. Er fungiere als Koordinator für das 
TEMPUS-TACIS-Programm und das Internetprojekt „Virtuelle Seidenstraße“.

Am Abend gab der türkische Botschafter, S. E. Hakki AKIL, ein Abendessen.

22. Juni 2006

Am Vormittag besuchte die Delegation den Tolkutschka-Basar und das Nationale 
Teppich-Museum.

Treffen mit Organisationen der Vereinten Nationen (UNDP, UNHCR, UNICEF) 
und Internationalen Hilfsorganisationen (USAID, EU-TACIS, GTZ)

Der UN-Koordinator, Herr Richard YOUNG, gab einen Überblick über die Tätigkeit 
des Entwicklungshilfeprogramms der Vereinten Nationen (UNDAP) für 
Turkmenistan von 2005 bis 2009. Dieses umfasse die Erarbeitung wirtschafts- und 
sozialpolitischer Maßnahmen und Pläne; soziale Grunddienste und den 
Umweltschutz. Das UNDAP sei das Kernstück des Systems der Vereinten Nationen 
auf Länderebene, das die Grundlage für Länderprogramme der einzelnen 
Organisationen der Vereinten Nationen bilde. Der Delegation wurde 
Informationsmaterial über die Tätigkeit des UNDAP übergeben.
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Anschließend wurden die Delegationsmitglieder kurz über die Tätigkeit im Rahmen 
des Entwicklungsprogramms der Vereinten Nationen (UNDP), des Hohen 
Flüchtlingskommissars der Vereinten Nationen (UNHCR) und des Kinderhilfswerks 
der Vereinten Nationen (UNICEF) informiert. Darüber hinaus sprach der Vertreter 
von US Aid zu der Delegation und setzte sie davon in Kenntnis, dass Washington 
Programme zur Unterstützung der Demokratie (2,3 Millionen $), des wirtschaftlichen 
Wohlstands (2,6 Millionen $), der Sicherheit (8,4 Millionen $) und 
sektorübergreifender Initiativen (0,3 Millionen $) finanziere. Die Deutsche 
Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit (GTZ) konzentriere sich auf die 
Bekämpfung der Bodendegradation, rechtliche Reformen und die Weiterbildung von 
Fachleuten im Agrarsektor.

Die EU-Unterstützung Turkmenistans durch TACIS werde im Rahmen der 
Regionalstrategie und der dafür vorgesehenen Haushaltsmittel finanziert und sei 
insbesondere auf die Wirtschaftsreform, die nachhaltige Entwicklung, den 
Bildungssektor und die Hilfe für die Behörden bei der Entwicklung zuverlässiger 
statistischer Systeme ausgerichtet. Darüber hinaus wurde auf regionale Programme 
wie TRACECA, das Umweltschutzprogramm und das Programm zur 
Drogenbekämpfung in Mittelasien hingewiesen.

Bei der Diskussion ging es im Wesentlichen um die als positives Zeichen zu wertende 
Tatsache, dass alle Prima-Facie-Flüchtlinge aus Tadschikistan im Rahmen einer 
gemeinsam vom UNHCR und staatlichen Stellen durchgeführten 
Registrierungsmaßnahme erfasst wurden. In einer Präsidentialverordnung vom 
August 2005 war 10 158 tadschikischen Flüchtlingen die turkmenische 
Staatsbürgerschaft zuerkannt und weiteren 2341 Personen eine 
Aufenthaltsgenehmigung erteilt worden.

Das gemeinsame UN-Programm für HIV/Aids (UNAIDS) setze sich für die 
Vorbeugung gegen die Krankheit ein, da die Regierung derzeit de facto nur einen Fall 
von HIV/Aids im Lande einräume. Das Ausmaß des Problems sei jedoch nicht 
bekannt, und dies gebe Anlass zu großer Besorgnis. Ein großer Teil der HIV-
Infektionen werde auf den intravenösen Drogenkonsum zurückgeführt. Auch die 
Zwischenzeit von zwei Jahren vor dem Beginn des Hochschulstudiums sei ein großes 
Problem, weil junge Menschen für viele Versuchungen offen seien.

Im Land herrsche erhebliche Armut, auch wenn dies von offizieller staatlicher Seite 
geleugnet werde. Aufgrund unzureichender statistischer Daten sei es schwierig, das 
Ausmaß der Armut zu bestimmen. Allerdings werde die Lage in gewissem Maße 
durch die Unterstützungsnetzwerke der Familien und Clans abgemildert. Daher gebe 
es in dem Land keine wirkliche Hungersnot, aber es herrschten schwierige Zeiten vor 
allem für Angehörige ethnischer Minderheiten und für diejenigen, die nicht über eine 
Rente verfügten. Darüber hinaus werde befürchtet, dass die Wasserinfrastruktur 
zusammenbrechen könnte. In Anbetracht des hohen BIP Turkmenistans dürfe es in 
dem Land, das der Weltbank zufolge zu der Gruppe mit „niedrigen mittleren 
Einkommen“ zählt, offenkundig überhaupt keine Armut geben.
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Die Diskussionsteilnehmer betonten, dass es wichtig sei, die Einheimischen 
auszubilden, und dass die Hilfsorganisationen dazu beitragen sollten, deren 
Qualifikationen und Fähigkeiten zu verbessern.

Feedback-Treffen

An dem Treffen nahmen die Botschafter Deutschlands, des Vereinigten Königreichs, 
Rumäniens und der Türkei sowie der Geschäftsträger der französischen Botschaft teil. 
Darüber hinaus war der Leiter des TACIS-Büros anwesend.

Es wurden folgende Feststellungen getroffen:

Interimsabkommen über den Handel
Die Delegationsmitglieder kamen generell zu dem Schluss, dass das Abkommen den 
turkmenischen Behörden offenbar nicht so wichtig sei, wie sie vor ihrem Besuch 
angenommen hatten. Eine Reihe von Abgeordneten des Europäischen Parlaments 
merkten an, dass die EU anscheinend mit zweierlei Maß messe, wenn sie Belarus 
isoliere und gleichzeitig Beziehungen zu Turkmenistan aufbaue. Mehrere 
Abgeordnete wiesen auch darauf hin, dass das Abkommen eine strenge 
Menschenrechtsklausel enthalten müsse. Darüber hinaus wurde betont, dass von dem 
Abkommen eine politische Botschaft ausgehen würde, die wichtiger sei als alle 
eventuellen wirtschaftlichen Ergebnisse.

Zusammenarbeit zwischen der EU und Turkmenistan
Die Zusammenarbeit mit dem Volk von Turkmenistan in Bereichen wie dem 
Bildungswesen wurde generell begrüßt und es wurde der Wunsch ausgesprochen, 
TACIS und dessen Folgeprogramme aufrechtzuerhalten, und zwar unabhängig davon, 
ob das Abkommen zustande kommt oder nicht. Die wirtschaftlichen Vorteile eines 
verbesserten Zugangs zu den turkmenischen Energiereserven wurden allgemein 
anerkannt.

Allgemeine Lage in Turkmenistan
Das von den NRO vermittelte Bild des Landes scheint im Wesentlichen zutreffend zu 
sein, trotz einiger Fehler, die womöglich den Schwierigkeiten der 
Informationsgewinnung geschuldet sind. Der Personenkult um Präsident Nijasow
wurde stark kritisiert.

Die Mitglieder äußerten sich außerdem enttäuscht darüber, dass kein Treffen mit dem 
Präsidenten zustande gekommen war. Es sei nicht sicher, ob sich die turkmenischen 
Behörden voll und ganz der Rolle des Europäischen Parlaments bei legislativen 
Abstimmungen bewusst seien.

Am Abend gab das Europäische Parlament einen Empfang für all diejenigen, mit 
denen Treffen stattgefunden hatten.
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EUROPEAN PARLIAMENT
Delegations to the Parliamentary Cooperation Committees UE-Kazakhstan, UE-

Kyrgyzstan and UE-Uzbekistan and Delegation for Relations with Tajikistan, 
Turkmenistan and Mongolia

1st IPM EU/Turkmenistan

19-23 June 2006

List of Participants 

Members (9)
Group Countrty

Mr Albert Jan MAAT,  Chairman EPP-ED Netherlands
Mr John ATTARD-MONTALTO PES Malta
Mr Martin CALLANAN EPP-ED United Kingdom
Mr Daniel CASPARY* EPP-ED Germany
Mr Valdis DOMBROVSKIS EPP-ED Latvia
Mr Glyn FORD PES United Kingdom
Mrs Marie Anne ISLER BEGUIN Verts/ALE France
Mr Peter OLAJOS EPP-ED Hungary
Mr Jonas SJÖSTEDT GUE/NGL Sweden

* rapporteur for the Committee on International Trade

EP Delegation Staff (2)
Mr Timothy BODEN Administrator
Ms Nekane AZPIRI LEJARDI Assistance

Politicial Group Advisors (4)

Mr Adriaan BASTIAANSEN EPP-ED
Mr Ambroise PERRIN PES
Mr Niccolo RINALDI ALDE
Mr Paolo BERGAMASCHI Verts/ALE

Interpreters (English and Russian) (2)
Mr Nikolai ZAITSEV
M. Vadim NIKITIN

EPP-ED Group of the European People's Party (Christian Democrats) and European 
Democrats
PES Group of the Party of European Socialists
ALDE Group of the Alliance of Liberals and Democrats for Europe
UEN Union for Europe of the Nations Group
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Verts/ALE Group of the Greens /European Free Alliance

EUROPEAN PARLIAMENT
Delegations to the Parliamentary Cooperation Committees UE-Kazakhstan, UE-

Kyrgyzstan and UE-Uzbekistan and Delegation for Relations with Tajikistan, 
Turkmenistan and Mongolia

FIRST EUROPEAN UNION / TURKMENISTAN INTERPARLIMENTARY 
MEETING 

ASHGABAT (TURKMENISTAN)

18 23 June 2006

DRAFT PROGRAMME

Sunday, 18 June 2006

08:50 Departure from Brussels
09:55 Arrival Frankfurt
10:30-12:30 Meeting with delegation Members, handing out passports, 

debriefing with Chairman, Mr MAAT (in the absence of Mrs 
JUKNECIENE, due to illness)

11:55 arrival in Ashgabat and transport to 

01:50 Hotel  "PRESIDENT HOTEL" 
54, Novoarchabilskoe Highway
ASHGABAT - Turkmenistan
Tel +99312 400000  
Fax +99312 400222/400041

Monday, 19 June 2006

09:30-11:00 Technical meeting 
Location: German Embassy (Secretariat only)

11:00-12:00 National Museum (near to President Hotel)

12:30-14:30 Working lunch with EU Ambassadors in Ashgabat:
French Chargé d’Affairs, Henri TOMASINI
British Ambassador: Peter BUTCHER
German Ambassador, Hans MONDORF
Romanian Ambassador, Tasin GEMIL
TACIS Adviser, Michael WILSON
Dutch Consul, Mr VAN RIESSEN
Hosted by the European Parliament
Location: President Hotel
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14:30 Meeting with USA Ambassador, Tracey JACOBSON
15:30 Meeting with Turkey  Ambassador, Hakki AKIL
16:30 Meeting with OSCE Political Officer, Dr. Dieter 

MATTHEI (accompanied by three advisors)
17:30 Meeting with Russian Embassy First Secretary, Alexander 
LETOSHNEV 

Location – President Hotel

19:30 Working dinner offered by the Chair of the Delegation

Tuesday, 20 June 2006
 

09:30 Departure from President Hotel to:

10:00-12:00 Meeting with Minister of Foreign Affairs, Rashid MEREDOV
Location: Ministry of Foreign Affairs

12:00-13:15 Meeting with Parliament (Majlis)
Chairman Vice Premier Owesgeldi ATAYEV
Location: Majlis Building

13:15-14:30 Lunch at the Majlis hosted by Mr ATAYEV

15:00-16:00 Meeting with Institute for Human Rights and Democracy
Location: Institute of Human Rights and Democracy

16:15-17:30 Meeting with Minister of Oil & Gas, Gurbanmyrat ATAYEV
Location: Ministry for Oil and Gas

20:00 Reception hosted by TACIS representative, Mr Michael 
WILSON

Wednesday, 21 June 2006

Cultural programme

09:00 Departure from hotel

09:30-10:45 Kiptschak Mosque 

11:00-11:30 Old Nissa (Ancient Parthian Capital)

12:00-13:00 Archabil  (Mountains)

13:00-13:30 Lunch (own arrangements)

14:00-15:30 Concert in honour of 14th anniversary of election of President 
Niyazov
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16:00-17:10 Meeting with Minister of Education, Ms Shemshat 
ANNAGYLYGJOVA, Turkmenistan University

Location: Turkmenistan University - Turkmenbashy Scharjoli 
Street No 31

17:10-18:30 Meeting with Dr Orazmamed VASOV, Supreme 
Council for Science and Technology (EU TACIS Project)

Location: Atabajeva No 40

20:00 Reception hosted by H.E. the Ambassador of Turkey to 
Turkmenistan, Mr 

Location: Turkish Embassy

Thursday, 22 June 2006

Cultural programme

08:00 Departure from hotel

08:30  Tolkutschka Bazaar

10:30-11:30 Carpets Museum

11:30-12:20 Russian Bazaar

13:15-14:30 Lunch (own arrangements)

14:30-16:30 Meeting with UN Organisations
(UNDP, UNHCR, UNICEF)
and International Aid Organisations
(USAID, EU-TACIS, GTZ)
hosted by UN Coordinator Mr. Richard YOUNG
Location: UN-Building

17:00-18:30 De-Briefing session with  EU Ambassadors
Location: UN-Building 

19:30 Reception hosted by the European Parliament
Location: President Hotel

Friday, 23 June 2006

01:55 Flight departure for Europe
 


